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gang der Londoner „Times“, die 1981 von Rupert Murdoch gekauft wurde: 
Heute spricht niemand mehr von dem einstigen Flaggschiff der Weltpresse, 
und außerhalb Englands wird nur noch der „Guardian“ aus Manchester 
erwähnt, der allerdings auf einer Stiftung beruht.

Noch gibt es in Deutschland den Beruf des Journalisten mit einer eigenen 
professionellen Berufsehre. Doch dieses Ethos ist gefährdet – nicht durch staat-
liche Zensur, sondern durch wirtschaftlichen Druck. Der Satz von Karl Marx, 
dass die Presse erst frei ist, wenn sie kein Gewerbe mehr ist, trifft noch immer 
zu. In Frankreich finanziert deshalb der Staat die Distribution der Zeitungen, 
und in Italien hat die Regierung allen durch ein bestimmtes Verfahren berech-
tigten Zeitungen Subventionen gezahlt – darunter sogar dem kommunisti-
schen „Manifesto“ –, um die Demokratie zu stützen. Bis zur Regierungsüber-
nahme durch den EU-Kommissar Mario Monti: Monti hat diese Subventionen 
zusammengestrichen – weil die EU-Kommission der Meinung ist, Zeitungen 
seien ein Gewerbe.

Wenn jedoch Blätter wie die FR und die FTD den Marktstress nicht mehr 
aushalten, dann gerät das Grundrecht der Informationsfreiheit (Art. 5 GG) 
ernsthaft in Gefahr. Deshalb ist heute die Politik gefragt: Regierungen, die 
aus Angst vor einem chaotischen Zusammenbruch Banken und Autokon-
zernen großzügig Hilfe leisten, sollten umso mehr bereit sein, den geistigen 
Absturz zu verhindern. Wollen wir uns nicht auf eine Zukunft einstellen, in der 
Analphabetismus und Desinformation die politische Willensbildung beherr-
schen, dann dürfen wir die lebendigen Quellen der demokratischen Gesell-
schaft nicht austrocknen lassen. 

Daniel Leisegang

Die Rückkehr des Journalismus 

Mit der Zeitungskrise scheint die Erkenntnis einher zu gehen, dass man 
mit Journalismus kein Geld mehr verdienen kann. Schon seit langem 

befindet sich die verkaufte Gesamtauflage bundesdeutscher Tageszeitungen 
im Sinkflug. Es bedarf daher keiner hellseherischen Fähigkeiten, um vorher-
zusagen, dass in den kommenden Monaten weitere Tageszeitungen ihren Ver-
trieb einstellen werden. Dass journalistische Angebote jedoch auch erfolgreich 
sein können – zumal im Internet –, zeigt ein Blick auf die renommierte „New 
York Times“. Sie hat bereits 2011 ein Bezahlmodell für ihr digitales Angebot 
eingeführt. Nur ein Jahr danach verkauft die NYT bereits durchschnittlich 
mehr digitale als gedruckte Ausgaben. Haben wir es also möglicherweise gar 
nicht in erster Linie mit einer Krise der Zeitungen, sondern vielmehr mit einer 
Krise des Journalismus zu tun? Was aber bedeutet dies für die Verlage?
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Die Ursachen für ihre Misere sehen die Medienhäuser zumeist im Wandel 
der Werbeindustrie und der „Gratismentalität“ der Internetnutzer. Tatsäch-
lich geht das derzeitige Zeitungssterben aber auch und nicht zuletzt auf gra-
vierende verlegerische Fehlentscheidungen der letzten Jahre zurück – allen 
voran auf eine rigide Sparpolitik. 

Noch in den späten 90er Jahren herrschte dagegen in den hiesigen Pres-
severlagen geradezu Goldgräberstimmung. Das Internet versprach Einspa-
rungen bei der Produktion, der Lagerung und beim Vertrieb. Zudem erwar-
teten die Verlagshäuser, mehr Geld mit dem Verkauf von Anzeigenbannern 
zu verdienen. Diese Rechnung ging jedoch nicht auf – im Gegenteil: Mit dem 
Internet vervielfachten sich die möglichen Werbeplattformen. Selbst die pri-
vaten Kleinanzeigen für den Arbeits- und Wohnungsmarkt werden heute im 
Netz statt in Tageszeitungen inseriert. Die Online-Investitionen der deutschen 
Verlage erwiesen sich somit meist als Minusgeschäft. Im Internet hatten die 
Verlagshäuser zudem weitgehend auf Bezahlsysteme verzichtet. Daher sahen 
sie keine andere Möglichkeit, als mit drastischen Einsparungen auf die Ein-
nahmenrückgänge im Anzeigengeschäft zu reagieren: Sie heuerten Manager 
an, die die Unternehmen verschlankten. Diese entließen zigtausende Journa-
listen, strichen Korrespondentenstellen und schlossen Auslandsbüros; an die 
Stelle seriöser Berichterstattung und investigativer Tiefenschürfung traten 
vielfach uninspirierte Kommentare und lieblos aufbereitete DPA-Meldungen. 

Wie rasch die Entscheidung, das journalistische Produkt zu verschlanken, 
in einen Teufelskreis münden kann, zeigt exemplarisch das Schicksal der 
„Frankfurter Rundschau“. Dennoch konzentrieren sich die Medienhäuser 
weiter darauf, möglichst Kosten zu sparen und so das eigene Produkt zu ent-
werten. Erst Anfang Dezember kündigte die WAZ-Mediengruppe an, im kom-
menden Jahr 20 Prozent ihrer Kosten einsparen zu wollen. Besonders betrof-
fen ist dabei die „Westfälische Rundschau“; offenbar erwägt die Führung der 
Mediengruppe sogar die vollständige Einstellung dieser Tageszeitung.

Neue Medienförderung durch die Hintertür

Doch die Verlage bekämpfen die Krise nicht nur mit rigider Sparpolitik, son-
dern gehen auch mit juristischen Mitteln gegen die Konkurrenz im Netz vor 
– mit weitreichenden Folgen.

So stellt das gebührenfinanzierte Online-Angebot der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten aus Sicht der privaten Medienunternehmen eine unzu-
lässige Wettbewerbsverzerrung dar, die sie seit Jahren juristisch bekämpfen. 
Gebührenfinanzierte Inhalte von ARD, ZDF und Co. dürfen daher seit Inkraft-
treten des 12. Rundfunkänderungsstaatsvertrags nur noch bis zu sieben Tage 
im Netz abrufbar sein. Danach müssen selbst aufwendig und teuer produzierte 
TV-Sendungen „depubliziert“ werden. Und auch die „Tagesschau App“, die 
Beiträge der „Tagesschau“ für Smartphones und Tablet-Computer aufberei-
tet, ist den privaten Anbietern ein Dorn im Auge. Eine Gruppe von Zeitungs-
verlagen strebt derzeit ein gerichtliches Verbot des „presseähnlichen“ Ange-
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bots an. Sollten sie sich durchsetzen, hätte der gebührenzahlende Zuschauer 
ein weiteres Mal das Nachsehen.

In den vergangenen Wochen hat sich zudem der Streit mit einem noch weit-
aus mächtigeren Gegenspieler zugespitzt – nämlich mit dem Suchmaschinen-
anbieter Google. Seit über drei Jahren betreiben verschiedene große Medien-
verlage – allen voran die Axel Springer AG – massive Lobbyarbeit für das 
sogenannte Leistungsschutzrecht (LSR), das eine Lizenzierung von Snippets 
im Internet vorsieht. Die Verlage argumentieren, dass Suchmaschinenanbie-
ter mit Auszügen ihrer journalistischen Erzeugnisse hohe Gewinne erzielten, 
an denen die Verlage nun beteiligt werden möchten. Der derzeit dem Bundes-
tag vorliegende Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum LSR sieht daher 
vor, dass „gewerbliche Anbieter“ wie Google selbst einzelne Sätze aus Arti-
keln nur verwenden dürfen, wenn dies zuvor – und gegen Gebühr – von den 
Verlagen genehmigt wurde.

Doch die Kritik an der „Lex Google“ ist groß – nicht nur im Netz. Zum einen 
bezweifeln Juristen die Notwendigkeit eines solchen Gesetzes. Namhafte 
Urheberrechtsexperten des Max-Planck-Instituts für Immaterialgüter- und 
Wettbewerbsrecht kritisieren, dass das bestehende Urheberrecht den von den 
Verlagen bemängelten Sachverhalt bereits ausreichend erfasse: Der Bedarf 
für ein LSR „wurde bislang in keiner Weise nachgewiesen“, zudem bestehe 
„die Gefahr unabsehbarer negativer Folgen“.1 So drohe der schwammig 
ausgearbeitete Gesetzesentwurf zu mehr Rechtsunsicherheit und damit zu 
mehr Abmahnungen im Internet zu führen. Zum anderen zeigt sich auch die 
Pressebranche selbst uneinig. Gerade kleinere Verlage befürchten, dass eine 
Google-Steuer allein einflussreichen Großverlagen zugute kommt, die sich 
mit dem Internetkonzern auf Augenhöhe einigen können. Damit aber könnte 
das LSR – entgegen seiner Intention – umsatzschwächere Medien benachteili-
gen und am Ende die mediale Vielfalt hierzulande sogar weiter einschränken, 
statt sie zu fördern. Die eigentlich entscheidende Frage, die der Streit um das 
LSR aufwirft, lautet jedoch: Warum konzentrieren sich die Verlage – statt für 
eine Medienförderung durch die Hintertür zu kämpfen – nicht auf ihr Kernge-
schäft: den Verkauf von unabhängigem und kritischem Journalismus? 

Es hat den Anschein, als müssten die Verlage den Wert guter journalisti-
scher Arbeit erst wieder begreifen. (Das zeigt sich nicht zuletzt an Begriffen 
wie „Paywall“ oder „Bezahlschranke“, die auch Verleger und Journalisten 
affirmativ nutzen.) Aber auch die Nutzer werden sich darauf einstellen müs-
sen, dass die „Kostenloskultur“ im Internet ihrem Ende zugeht und journalis-
tische Texte zunehmend nur noch gegen Bezahlung zu haben sein werden.

Dabei wird sich der Wandel der Mediennutzungsgewohnheiten nicht ein-
fach umkehren lassen. Denn längst ist das Internet zu dem Medium geworden, 
das uns über die aktuellsten Geschehnisse auf dem Laufenden hält. Diese Art 
von Nachrichten werden auch weiterhin weitgehend kostenlos – und durch 

1 	 Vgl. www.ip.mpg.de/files/pdf2/Stellungnahme_zum_Leistungsschutzrecht_fuer_Verleger.pdf. Weder 
die „Süddeutsche Zeitung“ noch die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ haben die Stellungnahme des 
MPI übrigens bislang auch nur in einer Zeile gewürdigt. Vgl. www.stefan-niggemeier.de/blog/dann-
reden-wir-mal-ueber-zensur. Die Stellungnahme ist auf www.blaetter.de dokumentiert. 
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Anzeigen finanziert – abrufbar sein. Allerdings erfahren gerade lange Texte 
im Internet eine Renaissance. Als Gegenbild zum Fast-Food-Journalismus auf 
den Newsseiten bildet sich derzeit der Curating Journalism heraus. Regelmä-
ßig empfehlen eine wachsende Zahl an Online-Diensten ausgewählte Repor-
tagen, Essays und Porträts, die länger als 6000 Zeichen sein müssen.2 An 
Nachfrage nach guten Texten besteht also kein Mangel. 

Dabei ist es völlig zweitrangig, ob diese auf Papier, dem Bildschirm eines 
E-Book-Readers oder eines Tablet-Computers gelesen werden. Wichtig ist 
vielmehr, dass sich die Verlage und Redaktionen wieder auf ungewöhnli-
che Textinhalte statt auf sensationsheischende Schlagzeilen konzentrieren. 
Gewiss, investigative Recherchen und aufwendige Interviews erfordern mehr 
journalistischen Aufwand und kosten daher mehr Geld. Doch gerade Artikel, 
die aus der Informationsschwemme des Internet herausragen, eine kluge Ein-
ordnung der Geschehnisse vornehmen und dabei das Gegebene zugleich 
rückhaltlos hinterfragen, zeichnen guten Journalismus aus – auch aus Sicht 
der Leserinnen und Leser.

Mehr verlegerische Experimente wagen!

Um die Qualität und damit den Preis journalistischer Produkte wieder in den 
Vordergrund zu rücken, sind jedoch nicht nur journalistische Rückbesinnun-
gen, sondern auch verlegerische Experimente notwendig, die über traditio-
nelle Abo-Modelle und Anzeigenfinanzierung hinausgehen. Das erkennen 
allmählich auch die Verlage: Schon seit geraumer Zeit ist Bewegung in die 
Branche gekommen, die händeringend nach alternativen Finanzierungsmo-
dellen sucht. Seit Mitte Dezember ist die Online-Ausgabe der „Welt“ nur noch 
gegen Bezahlung in Gänze zugänglich. Die Axel Springer AG hat sich dabei – 
ähnlich wie die NYT – für ein „nutzungsabhängiges Bezahlmodell“ entschie-
den: Fortan soll nur noch eine begrenzte Anzahl von Artikeln pro Monat für 
den Leser kostenlos abrufbar sein. Im Sommer soll dann sogar der Onlineauf-
tritt der „Bild“ folgen und nur noch begrenzt kostenlos zugänglich sein.3

Selbst die „tageszeitung“ – lange Zeit ohne Einschränkung im Netz abruf-
bar – bewegt sich inzwischen auf ein Bezahlsystem zu. Derzeit versucht sie 
es noch mit der Aufforderung zu freiwilliger Bezahlung: Beim Aufrufen ihrer 
Website fragt ein großer Banner die Besucher „Wie viel ist unabhängiger Jour-
nalismus wert?“ und verknüpft diese Frage mit einer Spendenaufforderung. 

Welches Finanzierungs- und Bezahlmodell sich am Ende auch durchsetzt 
– selbst Stiftungen und Genossenschaften sind denkbar –, fest steht, dass an 
dem ökonomischen und mentalen Wandel bei den Verlagen kein Weg vorbei 
führt. Denn unabhängiger Journalismus – so die schlichte, aber entscheidende  
Erkenntnis – ist kostenlos nicht zu haben.

2 	 Vgl. beispielsweise www.longreads.com, www.byliner.com oder www.liesmich.me.
3 	 Vgl. „Frankfurter Rundschau“, 3.12.2012. Die „Blätter“ haben von Anfang an das sogenannte Free- 

mium-Modell gewählt: Unterschiedliche Beiträge auf www.blaetter.de sind frei verfügbar, für alle 
anderen Texte werden geringe Einzelbeträge fällig; Online-Abonnenten erhalten für eine Jahresge-
bühr Zugang zu allen Artikeln.
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Qualitätsheulsusen

Erst die „Frankfurter Rundschau“, dann die „Financial Times Deutsch-
land“ – der Sensenmann geht um in der journalistischen Holzklasse. 

„Endzeit ist in der Printbranche längst kein Wetterphänomen am Horizont 
mehr. Endzeit ist jetzt“, stellt der Feuilletonist der „Süddeutschen Zeitung“, 
Hans Hoff, treffend fest. Derweil geht die große Litanei über den Niedergang 
des „Qualitätsjournalismus“ unaufhörlich weiter. Denn, weiß FAZ-Heraus-
geber Werner d’Inka: „Wenn die letzte anständige Zeitung verschwunden 
ist, bleibt nur noch das Geschwätz.“

Angesichts derart apokalyptischen Geschwurbels erscheint es geboten, 
ein wenig Wasser in den Wein zu gießen. Denn allzu oft lag diese „Qualität“ 
wahnsinnig neben der Spur, wie insbesondere die FTD beweist. Wie heißt 
es doch in der Mitteilung „In eigener Sache“ der drei Chefredakteure der 
„Financial Times Deutschland“ zu deren Ableben: „Die FTD steht seit ihrer 
Gründung im Jahr 2000 für die Kraft der schöpferischen Zerstörung. Wir 
haben in den vergangenen fast 13 Jahren vieles angestoßen und verändert im 
deutschen Wirtschaftsjournalismus. Darauf sind wir stolz.“ 

Potztausend, soviel Stolz im Augenblick der eigenen Einstellung? Wenn 
es nicht bereits wie eine Satire klänge, man müsste sie erfinden. Denn was 
bedeutet diese schöpferische Zerstörung en détail? Konkret bedeutet es, dass 
diese Zeitung in den knapp 13 Jahren ihrer Existenz „mehr als 250 Mio. Euro 
gekostet“ hat. So teilte es das neue, für die Einstellung verantwortliche Gru-
ner+Jahr–Vorstandsmitglied, die frühere FTD-Redakteurin Julia Jäkel der 
Redaktion mit, um daraufhin zu jammern: „Sie haben Maßstäbe gesetzt, an 

Doch es gibt noch immer eine entscheidende Hürde: Alle Ansätze kranken 
bislang daran, dass das dafür erforderliche Bezahlsystem fehlt, das internet-
weit, sicher und benutzerfreundlich die Zahlung von Kleinstbeträgen ermög-
licht. Um Online-Geschäfte sicher abwickeln zu können, kommt der Entwick-
lung dieses Systems fundamentale Bedeutung zu. Während es Aufgabe der 
Redaktionen ist, für guten Journalismus zu sorgen, besteht die Herausforde-
rung der Verlage darin, benutzerfreundliche Micropayment-Systeme zu ent-
wickeln. Alle Verlage sitzen in dieser Frage in einem Boot, deshalb könnte 
dies sinnvollerweise sogar in Kooperation geschehen. Am Ende obliegt es 
dann den Leserinnen und Lesern zu entscheiden, für welche Inhalte sie bereit 
sind, Geld zu zahlen. Das aber ist eine gute Nachricht: Denn dann bestimmen 
nicht mehr die Werbebudgets und Online-Klickzahlen den Wert eines journa-
listischen Angebots, sondern vor allem dessen Qualität.

201301_Blätter.indb   104 12.12.12   10:51


